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Zuwendungen eines Arbeitgebers anlässlich einer Betriebsveranstaltung 
sind erst bei Überschreiten einer Freigrenze (von 110 €/Mitarbeiter) als steu-
erpfl ichtiger Arbeitslohn zu qualifi zieren. Diese Kosten sind grundsätzlich 
zu gleichen Teilen sämtlichen Teilnehmern zuzurechnen. Eine Voraussetzung 
für die Annahme von Arbeitslohn ist, dass die Teilnehmer durch die Leistun-
gen objektiv bereichert werden. 

Dies hat der BFH nunmehr entschieden und seine bisher gegenteilige Rechtsprechung 
geändert. Zu einer objektiven Bereicherung führen dabei nur solche Leistungen, die von 
den teilnehmenden Arbeitnehmern unmittelbar konsumiert werden können, also vor al-
lem Speisen, Getränke und Musikdarbietungen. Aufwendungen des Arbeitgebers, die 
die Ausgestaltung der Betriebsveranstaltung betreffen (z. B. Mieten und Kosten für 
die Beauftragung eines Eventveranstalters) bereichern die Teilnehmer hingegen nicht 
und bleiben deshalb bei der Ermittlung der maßgeblichen Kosten unberücksichtigt. 

In einem weiteren Urteil entschied der BFH, dass die Kosten der Veranstaltung nicht 
nur auf die Arbeitnehmer, sondern auf alle Teilnehmer (z. B. auch Familienangehörige) 
zu verteilen sind. Der danach auf Begleitpersonen entfallende Anteil der Kosten wird, 
so der BFH ebenfalls entgegen seiner früheren Auffassung, den Arbeitnehmern bei der 
Berechnung der Freigrenze auch nicht als eigener Vorteil zugerechnet.

Gutschrift: Die Pfl ichtangaben in der Rechnung sind durch das Amtshilfe-
richtlinie-Umsetzungsgesetz um die Rechnungsangabe „Gutschrift“ erwei-
tert worden. Das Bundesfi nanzministerium äußert sich ein einem Schreiben 
zu den verschiedenen Regelungen insbesondere auch zur „Gutschrift“ sinn-
gemäß wie folgt:

1. Aufteilung der Kosten einer Be-
triebsveranstaltung/Weihnachtsfeier 

als steuerpfl ichtiger Lohn

2. Bundesfi nanzministerium äußert 
sich zu neuen Rechnungsangaben 



Vereinbaren die am Leistungsaustausch Beteiligten, dass der Leistungsempfänger 
über den Umsatz abrechnet, muss die Rechnung die Angabe „Gutschrift“ enthalten. 
Darüber hinaus kommt die Anerkennung von Formulierungen in Betracht, die in anderen 
Amtssprachen für den Begriff „Gutschrift“ in der jeweiligen Sprachfassung verwendet 
werden (z. B. „Self-billing“). Die Verwendung anderer Begriffe entspricht nicht dem Um-
satzsteuergesetz. Gleichwohl will die Finanzverwaltung den Vorsteuerabzug nicht allein 
wegen begriffl icher Unschärfen versagen, wenn die gewählte Bezeichnung hinreichend 
eindeutig ist (z. B. Eigenfaktura), die Gutschrift im Übrigen ordnungsgemäß erteilt wur-
de und keine Zweifel an ihrer inhaltlichen Richtigkeit bestehen.

Die im allgemeinen Sprachgebrauch bezeichnete Stornierung oder Korrektur der ur-
sprünglichen Rechnung als Gutschrift (sog. kaufmännische Gutschrift) ist keine Gut-
schrift im umsatzsteuerrechtlichen Sinne. Wird in einem solchen Dokument der Begriff 
„Gutschrift“ verwendet, obwohl keine Gutschrift im umsatzsteuerrechtlichen Sinne vor-
liegt, ist dies weiterhin umsatzsteuerrechtlich unbeachtlich. 

Wird in einem Dokument sowohl über empfangene Leistungen (Gutschrift) als auch über 
ausgeführte Leistungen (Rechnung) zusammen abgerechnet, muss das Dokument die 
Rechnungsangabe „Gutschrift“ enthalten. Zudem muss aus dem Dokument zweifelsfrei 
hervorgehen, über welche Leistung als Leistungsempfänger bzw. leistender Unterneh-
mer abgerechnet wird. In dem Dokument sind Saldierung und Verrechnung der gegen-
seitigen Leistungen unzulässig.

Zeitpunkt der Rechnungsausstellung: Nach den Regelungen im Umsatzsteuergesetz ist 
eine Rechnung innerhalb von 6 Monaten nach Ausführung der Leistung auszustellen, 
sofern eine Verpfl ichtung zur Rechnungsausstellung besteht. 

Führt der Unternehmer eine „innergemeinschaftliche Lieferung“ aus, ist er verpfl ich-
tet, spätestens am 15. Tag des Monats, der auf den Monat folgt, in dem die Lieferung 
ausgeführt worden ist, eine Rechnung auszustellen. Die gleiche Frist gilt, wenn der 
Unternehmer eine sonstige Leistung in einem anderen Mitgliedstaat ausführt, für die 
der Leistungsempfänger die Steuer schuldet.

Mit der Einführung einer sog. „Lohnsteuer-Nachschau“ durch das Amtshil-
ferichtlinie-Umsetzungsgesetz soll das Finanzamt in die Lage versetzt wer-
den, sich insbesondere einen Eindruck über die räumlichen Verhältnisse, das 
tatsächlich eingesetzte Personal und den üblichen Geschäftsbetrieb zu ver-

schaffen. Dieses Ermittlungsverfahren dient allein der Kontrolle der steuerlichen Pfl ich-
ten auf dem Gebiet der Lohnsteuer. Andere Steuern sind nicht betroffen.

Eine Lohnsteuer-Nachschau darf nur während der üblichen Geschäfts- und Arbeits-
zeiten stattfi nden. Die Beauftragten dürfen ohne vorherige Ankündigung und außer-
halb einer Lohnsteuer-Außenprüfung Grundstücke und Räume von Personen, die eine 
gewerbliche oder berufl iche Tätigkeit ausüben, betreten. Wohnräume hingegen dürfen 
nicht betreten werden, es sei denn es besteht dringende Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung.

Die von der Lohnsteuer-Nachschau betroffenen Personen haben auf Verlangen Lohn- 
und Gehaltsunterlagen, Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Urkun-
den über die der Lohnsteuer-Nachschau unterliegenden Sachverhalte vorzulegen und 
Auskünfte zu erteilen, soweit dies zur Feststellung einer steuerlichen Erheblichkeit 
zweckdienlich ist. Welche Unterlagen dies sind, bestimmt sich nach der Einschätzung 
des Amtsträgers. Das Vorlageersuchen der Unterlagen muss aber konkret begründet 
werden. Ein Ermitteln ins Blaue ist nicht zulässig. Geben die getroffenen Feststellungen 
hierzu Anlass, kann von der allgemeinen Nachschau ohne vorherige Prüfungsanordnung 
zu einer Außenprüfung übergegangen werden. Auf den Übergang zur Lohnsteuer-Au-
ßenprüfung ist jedoch schriftlich hinzuweisen.

Die Verhältnisse, die anlässlich einer Lohnsteuer-Nachschau festgestellt werden, können 
auch bei der Steuerveranlagung einer dritten Person – i. d. R. beim Arbeitnehmer – be-
rücksichtigt werden.
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Anmerkung: Mit der Einführung der Lohnsteuer-Nachschau sind leider viele Aspekte als 
ungeklärt und rechtlich problematisch anzusehen. Hier ist z. B. fraglich, ob die Durch-
führung die Möglichkeit einer Selbstanzeige verhindert und wie weit eine Nachschau 
wirklich „zwangsweise“ durchgeführt werden darf. Zu dem komplexen Thema wird ein 
klärendes Schreiben des Bundesfi nanzministeriums erwartet.

DIE ELEKTRONISCHE BILANZ FÜR WIRTSCHAFTSJAHRE AB 2013: Bi-
lanzierende Unternehmen müssen für die Wirtschaftsjahre ab 2013 Bilanz 
sowie Gewinn- und Verlustrechnung nach amtlich vorgeschriebener Gliede-
rung an die Finanzverwaltung elektronisch übermitteln. 

Dies gilt unabhängig von der Rechtsform und der Größenklasse des bilanzierenden Un-
ternehmens. Auch die anlässlich einer Betriebsveräußerung, Betriebsaufgabe, Änderung 
der Gewinnermittlungsart, eines Gesellschafterwechsels oder in Umwandlungsfällen 
aufzustellende Bilanz (E-Bilanz) ist durch Datenfernübertragung an die Finanzverwal-
tung zu übermitteln. 

SONDERABSCHREIBUNG FÜR KLEINE UND MITTLERE UNTERNEHMEN: Kleine und 
mittlere Unternehmen profi tieren von der Sonderabschreibung von bis zu 20 %. Werden 
bewegliche Wirtschaftsgüter wie z. B. Maschinen angeschafft, können – unter weiteren 
Voraussetzungen – im Jahr der Anschaffung oder Herstellung sowie in den folgenden 
vier Wirtschaftsjahren zur normalen Abschreibung zusätzlich Sonderabschreibungen in 
Höhe von insgesamt bis zu 20 % in Anspruch genommen werden. Der Unternehmer 
kann entscheiden, in welchem Jahr er wie viel Prozent der Sonderabschreibung bean-
spruchen will und damit die Höhe des Gewinns steuern.

Die für die Inanspruchnahme der Vergünstigung relevante Betriebsvermögensgrenze be-
trägt bei Bilanzierenden 235.000 € bzw. 125.000 € bei Betrieben der Land- und Forst-
wirtschaft. Die Gewinngrenzen bei Einnahme-Überschuss-Rechnern liegt bei 100.000 €. 

INVESTITIONSABZUGSBETRAG KANN SINNVOLL SEIN: Steuerpfl ichtige können für 
neue oder gebrauchte bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die sie an-
schaffen oder herstellen wollen – unter weiteren Voraussetzungen wie z. B. der be-
trieblichen Nutzung zu mindestens 90 % und Einhaltung bestimmter Betriebsgrößen-
merkmalen bzw. Gewinngrenzen (wie bei der Sonderabschreibung) –, bis zu 40 % der 
voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten steuerlich gewinnmindernd 
abziehen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und den drei Vorjahren 
200.000 € je Betrieb nicht übersteigen. 

Beispiel: Ein Unternehmer will für seinen Betrieb im Jahr 2014 eine Maschine im Wert 
von netto 50.000 € anschaffen. Hierfür kann er bereits für 2013 einen Investitionsab-
zugsbetrag in Höhe von 40 % (= 20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch neh-
men, der sich in diesem Jahr auch gewinnmindernd auswirkt.

Der Unternehmer kann dann die Bemessungsgrundlage für die weiteren Abschreibungen 
und Sonderabschreibungen auf 30.000 € vermindern, um die erforderliche steuerliche 
Hinzurechnung im Anschaffungsjahr auszugleichen. Schafft er im Jahr 2014 die Ma-
schine an, kann er zusätzlich eine Sonderabschreibung in Höhe von 20 % (= 6.000 €) 
gewinnmindernd ansetzen.

Unterbleibt die geplante Investition oder ist die beabsichtigte Anschaffung/Herstellung 
und die später tatsächlich durchgeführte Investition nicht gleichartig, ist die Berück-
sichtigung des Investitionsabzugsbetrages in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu ma-
chen, in dem der Abzug erfolgt ist. Dafür werden bestandskräftige Bescheide korrigiert 
und es entstehen Zins aufwendungen.

Der BFH hat mit Urteil vom 11.7.2013 jedoch entschieden, dass das Gesetz die Verzin-
sung lediglich für die rückwirkende Streichung eines Investitionsabzugsbetrags nach 
durchgeführter Investition wegen Nichteinhaltung bestimmter Nutzungsvorausset-
zungen regelt. Dem Gesetzgeber sei bewusst gewesen, dass sich bei Ausbleiben der 
Investition eine vergleichbare Rechtslage ergibt. Gleichwohl ordnet er für diesen Fall die 
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Besten Dank für das 
uns im Jahr 2013 

entgegen gebrachte 
Vertrauen, 

frohe Weihnachten 
und ein gesundes 
und erfolgreiches 

neues Jahr!

Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer (mtl.), 
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.), 
Einkommen-, Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag

10.12.2013

Sozialversicherungsbeiträge 23.12.2013

Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

seit 1.7.2013 = -0,38 %, 1.1.2013 – 30.6.2013 = -0,13 %, 1.1.2012 – 31.12.2012 = 0,12 %, 
1.7.2011 – 31.12.2011 = 0,37 %, 1.7.2009 – 30.6.2011 = 0,12 %   
Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 
2010 = 100 

2013: September = 106,1; August = 106,1; Juli = 106,1; Juni = 105,6; Mai = 105,5; April = 105,1; 
März = 105,6; Februar = 105,1; Januar = 104,5  
Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Ände-
rungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

rückwirkende Verzinsung nicht ausdrücklich an. Damit entschied er die in zahlreichen 
Betriebsprüfungen erörterte Frage nach der rückwirkenden Verzinsung der Steuernach-
forderung zugunsten der Unternehmer – allerdings nur mit Wirkung für die Vergangen-
heit. Denn für ab 2013 beanspruchte Investitionsabzugsbeträge ist die Verzinsung bei 
rückwirkendem Wegfall des Anspruchs durch das Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz 
ausdrücklich gesetzlich geregelt worden.

Investitionsabzugsbetrag auch für einen betrieblichen Pkw: Die Gewährung eines 
Investitionsabzugsbetrages setzt u. a. voraus, dass der Steuerpfl ichtige beabsichtigt, 
das begünstigte Wirtschaftsgut in einer inländischen Betriebsstätte des Betriebs aus-
schließlich oder fast ausschließlich betrieblich zu nutzen (= betriebliche Nutzung zu 
mindestens 90 % im Jahr des Erwerbs und im Folgejahr). Des Weiteren muss der Steuer-
pfl ichtige das Wirtschaftsgut in den beim Finanzamt einzureichenden Unterlagen seiner 
Funktion nach benennen und die Höhe der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten angeben. Unter diesen Voraussetzungen kann der Investitionsabzugs-
betrag auch für einen betrieblichen Pkw in Anspruch genommen werden. Der Nachweis 
der über 90%igen betrieblichen Nutzung ist über ein Fahrtenbuch zu führen.

Anmerkung: Wird das Fahrzeug ausschließlich seinen Arbeitnehmern zur Verfügung 
gestellt – dazu zählen auch angestellte GmbH-Geschäftsführer –, handelt es sich um 
eine 100%ige betriebliche Nutzung. 

GESCHENKE AN GESCHÄFTSFREUNDE: Geschenke an Personen, die nicht Arbeitneh-
mer des Unternehmers sind – also z. B.  Kunden, Geschäftsfreunde usw. – dürfen als 
Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn die Kosten der Gegenstände pro Empfänger 
und Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer (falls der Schenker zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) 
nicht übersteigen. Ist der Betrag höher oder werden an einen Empfänger im Wirtschafts-
jahr mehrere Geschenke überreicht, deren Gesamtkosten 35 € übersteigen, entfällt die 
steuerliche Abzugsmöglichkeit in vollem Umfang – Ausnahme: Geschenke bis 10 €.

Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 10.000 € im Jahr pro Empfänger 
mit einem Pauschalsteuersatz von 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer) ver-
steuern. Der Aufwand stellt jedoch keine Betriebsausgabe dar! Er hat den Empfänger 
von der Steuerübernahme zu unterrichten. 

Geschenke aus persönlichem Anlass (Geburtstag, Hochzeit, Kindergeburt, Geschäftsju-
biläum) im Wert bis 40 € müssen nicht pauschal besteuert werden. Übersteigt der Wert 
jedoch 35 €, ist das Geschenk nicht als Betriebsausgabe absetzbar!

GESCHENKE AN ARBEITNEHMER: Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern neben 
den üblichen Zuwendungen (Blumen o. Ä.) auch ein Geschenk z. B. zum Jahresende 
überreichen, so kann er eine besondere Pauschalbesteuerung nutzen. Geschenke an Mit-
arbeiter können danach bis zu einer Höhe von 10.000 € pro Jahr bzw. pro Arbeitnehmer 
vom Arbeitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer) pauschal besteuert 
werden. Sie sind allerdings sozialversicherungspfl ichtig. Der Arbeitgeber kann die Auf-
wendungen (für Arbeitnehmer) als Betriebsausgaben ansetzen.


